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Änderung des Bundesgesetzes über die kollektiven Kapitalanlagen

Sehr geehrte Damen und Herren

Mit Schreiben vom 6. Juli 2011 haben Sie die Kantonsregierung zur Vernehmlassung zur
Anderung des Bundesgesetzes über die kollektiven Kapitatanlagen (KAG) eingeladen. Wir
danken lhnen für die Gelegenheit zur Stellungnahme.

lm Namen und Auftrag des Regierungsrates äussern wir uns wie folgt zu spezifischen Punk-
ten der Vorlage, die insbesondere die Kantonalbanken betreffen können:

1 . Beschränkung des Kreises der qualifizierten Anleger (Art. 10 Aós. 3 lit. f sowie Abs. 4
KAG sowie deren Folgen in Añ. 120 KAG)

Die vom Bundesrat vorgeschlagenen Anderungen von Art. 10 KAG bewirken, dass schwei-
zerische kollektive Kapitalanlagen, welche sich ausschliesslich an qualifizierte Anleger rich-
ten, künftig nicht mehr für Anleger offenstehen, welche mit einer Bank oder einem Vermö-
gensverwalter einen Vermögensvenrualtungsvertrag abgeschlossen haben. Zudem wird dem
Bundesrat die Kompetenz erteilt, die Kategor¡e der vermögenden Privatpersonen zusätzlich
einzuschränken, als neu neben der Vermögensgrenze auch fachliche Qualifikationen von
diesen verlangt werden können. Damit werden die schweizerischen Fondsanbieter gezwun-
gen sein, ihre bestehenden Fonds für qualifizierte Anleger, in welchen bisher Kunden mit
Vermögensveruraltungsvertrag sowie vermögende Privatpersonen, welche die zukünftigen
fachlichen Anforderungen nicht erfüllen, investiert sind, in Publikumsfonds umzuwandeln
oder deren Anlegervermögen in "neue" Publikumsfonds zu überführen. Dies hat erhebliche
Kostenfolgen und kann fur "kleinere" Fondsprodukte allenfalls sogar deren Rentabilität in
Frage stellen.

Diese Anpassungsvorschläge zielen darauf ab, dass die Ven¡rendung von kollektiven Kapi-
talanlagen in der Vermögensvenrualtung von Banken kein Vertrieb i.S.v. Art. 3 (neu) KAG
darstellt. Davon würden primär die ausländischen kollektiven Kapitalanlagen profitieren, da
sie weiterhin ohne vorgängige Genehmigung durch die FINMA im Rahmen von Vermögens-
venrualtungsmandaten von schweizerischen Privatkunden trotz der Anpassung von neu-
Att.120 Abs. 1 KAG eingesetztwerden könnten. Die kleineren und mittleren Banken mitei-
nem hohen Anteil an inländischen kollektiven Kapitalanlagen werden damit gegenüber den
Grossban ken benachteiligt.
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2. Verschärfung der Haftung für die Depotbank (Att. 73 Abs. 2 in Verbindung mit Art. 145
Aós. 3 KAG)

Die vom Bundesrat vorgeschlagene Ausdehnung der Haftung der Depotbank im Falle von
Drittvenvahrung auf die Üben¡rachung dieses Dritten schafft einerseits erhebliche Rechtsun-
sicherheit, da unklar bleibt, was konkreter Gegenstand einer derartigen sorgfältigen Über-
wachung zu sein hätte. Andererseits ist darauf hinzuweisen, dass es sich bei diesen Dritt-
verwahrungsstellen häufig um ausländische zentrale Verwahrungsstellen oder internationale
zentrale Venruahrungsstellen handelt, welche eine schweizerische Depotbank weder effektiv
noch wirksam kontrollieren kann. Die Depotbank hätte folglich dem Anleger gegenüber für
etwas zu haften, was sie nicht sicherstellen kann. Ein Festhalten an dieser Haftungsver-
schärfung hätte deshalb zur Folge, dass sich viele der "kleineren" Depotbanken von schwei-
zerischen kollektiven Kapitalanlagen - zu denen auch verschiedene Kantonalbanken zu zäh-
len sind - die Frage stellen müssten, ob sie ihre Tätigkeiten aus Risikoüberlegung überhaupt
weiterhin ausüben können.

Die grossen Depotbanken in der Schweiz (u. a. die beiden Grossbanken) würden vermutlich
dadurch erheblich profitieren, als damit zu rechnen ist, dass sie infolgedessen die Depot-
bankfunktion von aus dem Markt ausscheidenden kleineren Depotbanken übernehmen
könnten.

Abschliessend möchten wir noch ausdrücklich darauf hinweisen, dass wir mit der Ergänzung
des Bundesgesetzes über den Grundstückenruerb durch Personen im Ausland (Art. 4 Abs. 1

lit. c und Art. 6 Abs. 4 BewG) einverstanden sind und eine derartige Normierung als gerecht-
fertigt ansehen.


